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Verordnung zur Neufassung der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung  
 
Stellungnahme der Johanniter-Unfall-Hilfe  
 

Berlin, 14. August 2023 
 
 
Die Johanniter-Unfall-Hilfe ist seit mehr als 70 Jahren in den unterschiedlichsten sozialen und 
karitativen Bereichen aktiv. Mit mehr als 46.000 ehrenamtlich Aktiven, 30.000 hauptamtlich 
Mitarbeitenden und 1,2 Millionen Fördermitgliedern zählt sie zu den großen Hilfsorganisationen 
in Deutschland und ist zugleich ein großes Unternehmen der Sozialwirtschaft.  
 
Im Lobbyregister des Bundes ist die Johanniter-Unfall-Hilfe unter der Registernummer 
R002223 zu finden.  
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Verordnung zur Neufassung der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
 
Vorbemerkung 
 
Die Johanniter-Unfall-Hilfe betreibt in Deutschland über 300 Rettungswachen mit insgesamt 
über 1.000 Rettungsdienstfahrzeugen. Mit diesen Fahrzeugen wurden 2022 843.015 Einsätze 
in der Notfallrettung und 470.587 Fahrten im qualifizierten Krankentransport absolviert.  
 
Um Menschen in Not schnell und effektiv helfen zu können, gewährt die 
Straßenverkehrsordnung in § 35 bestimmten Institutionen und Einrichtungen Sonderrechte. 
Auch die Johanniter-Unfall-Hilfe fällt mit einigen ihrer Dienste unter die Privilegierung des 
§ 35 StVO, da sie im Katastrophenschutz (§ 35 Abs. 1 StVO) und im Rettungsdienst (§ 35 
Abs. 5a StVO) mitwirkt. Um diese Sonderrechte gemeinsam mit dem in § 38 StVZO gewährtem 
Wegerecht nutzen zu können, haben die Fahrzeuge des Rettungsdienstes, des 
Katastrophenschutzes und einige Sonderfahrzeuge, wie zum Beispiel Kommandowagen, blaues 
Blinklicht und Martinshorn.   
 
Ein Großteil der Einsätze der Notfallrettung erfolgen unter Inanspruchnahme von Sonder- und 
Wegerechten. Hinzu kommen Einsätze mit sich kritischen Patienten im qualifizierten 
Krankentransport, First-Responder-Einsätze, Alarme für Schnell-Einsatz-Gruppen, 
Einsatzeinheiten und andere Katastrophenschutzeinheiten.  
 
 
Zu dem vorliegenden Entwurf:  
 
Allgemein 
Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung definiert bisher in § 52 StVZO, welche Fahrzeuge mit 
blauem Blinklicht ausgestattet sein dürfen und wie das blaue Blinklicht angebracht sein darf.  
 
Leider wird mit dem aktuellen Entwurf eine aus unserer Sicht zwingend notwendige Korrektur 
des § 52 StVZO verpasst. Dieser wurde im Rahmen der StVZO-Novelle 2021 ohne Beteiligung 
der betroffenen Verbände der im Rettungsdienst und im Katastrophenschutz tätigen 
Hilfsorganisationen oder der Feuerwehren geändert und schränkt zum einen den Kreis der 
ausstattbaren Fahrzeuge ein und limitiert zum anderen die Anzahl der blauen Blinkleuchten. 
Beide Änderungen stellen ein Problem im Alltag dar und gefährden tagtäglich tausende 
Einsatzkräfte. 
 
Einschränkung der mit Blaulicht ausstattbaren Fahrzeuge 
Durch die Änderung des bisherigen § 52 StVZO, im Referentenentwurf als § 58 StVZO wurden 
an die Fahrzeuge des Rettungsdienstes weitere Anforderungen gestellt, um diese mit blauem 
Blinklicht auszustatten.  
 
Einsatz- und Kommandofahrzeuge des Rettungsdienstes können seit der Änderung im Juni 
2021 nur mit blauem Blinklicht ausgestattet werden, „falls sie als solche von außen deutlich 
erkennbar gekennzeichnet sind“, § 52 Abs. 3 Nr. 2 StVZO. In der Praxis werden vor allem 
Führungsdienste, d.h. A- und B-Dienststrukturen, Einsatzleiter Rettungsdienst und 
Organisatorische Leiter Rettungsdienst, durch Personal sichergestellt, die im regulären Alltag 
Führungsaufgaben übernehmen und oftmals mit persönlichen Dienstfahrzeugen unterwegs 
sind. Diese sind – schon um die Benutzung im Alltag zu ermöglichen – oftmals in zivil gehalten. 
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Die Änderung hatte zur Folge, dass hier Parallelstrukturen geschaffen und zusätzliche 
Fahrzeuge beschafft werden müssen.  
 
Hier wird angeregt, zur ursprünglichen Formulierung § 52 Abs. 3 Nr. 2 StVZO ohne den 
einschränkenden Nebensatz zurückzukehren.  
 
Limitierung der Anzahl verwendbarer blauer Kennleuchten 
Bundesweit wurden im öffentlichen Rettungsdienst im Zeitraum 2016/17 jährlich rund 13,9 
Millionen Einsätze mit insgesamt 16,4 Millionen Einsatzfahrten durchgeführt. Beim 
Einsatzfahrtaufkommen wurden rund drei von fünf Einsatzfahrten mit Sonderrechten auf 
Anfahrt durchgeführt. Dies entspricht bundesweit jährlich 9,67 Mio. Einsatzfahrten unter 
Sonderrechten auf Anfahrt.1 Laut KBA sind 21.816 Krankenkraftwagen und 
Notarzteinsatzfahrzeuge am 1. Januar .2021 zugelassen gewesen, das entspricht einem 
rechnerischen Durchschnitt von 443 Einsatzfahrten je Fahrzeug pro Jahr. 
 
Hierbei kommt es auch zu zahlreichen Unfällen unter Sonderrechten, teilweise auch mit 
Personenschaden. Hierzu existieren keine verlässlichen oder flächendeckenden Statistiken. Laut 
einer Studie entstehen 45,6 % der Unfälle in Kreuzungssituationen.2 Die letztmalig erhobenen 
Daten zeigen ein vierfach erhöhtes Risiko während einer Sonderrechtsfahrt in einen 
Verkehrsunfall mit Personenschaden verwickelt zu werden.3  
 
Eine der Forderung ist daher die Erstellung einer polizeilichen Unfallstatistik für Unfälle mit 
Einsatzfahrzeugen, mindestens differenziert nach Unfällen, die mit und ohne Inanspruchnahme 
von blauem Blinklicht, Einsatzhorn und Sonderrechten durchgeführt worden sind und natürlich 
mit und ohne Personenschäden. Bisher gibt es keine verlässliche Datenlage. 
 
In den letzten Jahren sind bei anderen Fahrzeugen im Straßenverkehr mehrere für 
Einsatzfahrten relevante Veränderungen zu beobachten: 

- Die Schallisolierung insbesondere in PKW ist deutlich hochwertiger geworden. Dies 
führt dazu, dass die akustische Wahrnehmbarkeit von Einsatzfahrzeugen abnimmt – 
Einsatzfahrzeuge werden schlechter gehört und nur noch / verstärkt über die 
optischen Warnsysteme wahrgenommen.  

- Immer mehr Fahrzeuge werden in den Fahrzeugklassen SUV oder Geländewagen 
zugelassen.4 Die erhöhte Sitzposition führt dazu, dass gerichtete Kennleuchten auf 
„PKW-Außenspiegelhöhe“ nicht immer wahrgenommen werden können. 

- Moderne Scheinwerfersysteme wie Xenon- oder LED-Lichtsysteme verbreiten sich im 
allgemeinen Fahrzeugverkehr immer weiter. Die Helligkeit dieser Systeme ist deutlich 
höher als bei früheren Halogen-Scheinwerfern. Die besondere Auffälligkeit blauer 
Blinkleuchten sinkt durch die geringere Helligkeitsdifferenz und führt damit zu einer 
schlechteren Wahrnehmbarkeit / Auffälligkeit. 

 
Grundsätzlich werden Fahrten mit blauem Blinklicht und Einsatzhorn immer in einem Spagat 
zwischen „schnell“ und „sicher“ durchgeführt. Bei nicht angemessener technischer Ausstattung 
kann dieses zwei Konsequenzen zu Folge haben: 

1. es werden Unfälle mit Sachschäden, Verletzten und Toten in Kauf genommen, wenn 
Einsatzfahrzeuge nicht oder nicht rechtzeitig wahrgenommen werden, 

                                              
1 Quelle: https://www.bast.de/DE/Publikationen/Berichte/unterreihe-m/2020-2019/m290.html abgerufen am 15.03.2022 
2 Quelle: https://publichealth.jmir.org/2021/11/e25897/ abgerufen am 15.03.2022 
3 UNTERKOFLER, M.; SCHMIEDEL, R. (1995): Verbesserung der Sicherheit bei Sondersignaleinsätzen: Info 34/95. Bergisch-Gladbach: Bundesanstalt für 
Straßenwesen (BASt) 
4 Aus: 
https://www.kba.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistik/Fahrzeuge/FZ12/fz12_2021.xlsx;jsessionid=DF7E1BE7477D321C7EA697B95984D654.live21322?_
_blob=publicationFile&v=4 SUV +14,1% Geländewagen +6,9%, abgerufen am 15.03.2021 

https://www.bast.de/DE/Publikationen/Berichte/unterreihe-m/2020-2019/m290.html
https://publichealth.jmir.org/2021/11/e25897/
https://www.kba.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistik/Fahrzeuge/FZ12/fz12_2021.xlsx;jsessionid=DF7E1BE7477D321C7EA697B95984D654.live21322?__blob=publicationFile&v=4
https://www.kba.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistik/Fahrzeuge/FZ12/fz12_2021.xlsx;jsessionid=DF7E1BE7477D321C7EA697B95984D654.live21322?__blob=publicationFile&v=4
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2. zur Risikominimierung werden Einsatzfahrten bei schlechter Wahrnehmbarkeit 
langsamer durchgeführt. Dieses kann aufgrund des Zeitverlustes u.a. zu schweren 
gesundheitlichen Schäden bis hin zum Tod bei Notfallpatienten führen. 

 
Es ist daher essentiell wichtig, dass Sonderrechtsfahrten (Fahrten unter Inanspruchnahme von 
§§ 35, 38 StVO) möglichst „sicher“ sind. Dazu gehört als wesentlicher und unverzichtbarer 
Bestandteil auch eine angemessene Ausrüstung der Einsatzfahrzeuge mit blauem Blinklicht um 
Unfallrisiken zu minimieren.  
 
§ 3 Produktsicherheitsgesetz fordert, dass Produkte bei bestimmungsgemäßer oder 
vorhersehbarer Verwendung die Sicherheit und Gesundheit von Personen nicht gefährden. 
 
In anderen europäischen Ländern erfolgt aus den o.g. Gründen eine verstärkte Ausrüstung mit 
entsprechenden Sonderleuchten, um eine frühzeitige Erkennbarkeit und damit eine sichere 
Einsatzfahrt zu ermöglichen. Meldungen oder belastbare Daten zu vermeintlichen 
Blendgefahren liegen ausdrücklich nicht vor.  
 
In der aktualisierten Ausgabe der DIN EN 1789:2020 (Rettungsdienstfahrzeuge und deren 
Ausrüstung — Krankenkraftwagen) ist daher im europäischen Konsens beschlossen worden, 
dass Krankenkraftwagentypen B und C (Notfallkrankenwagen und Rettungswagen) mit 
zusätzlichen Warnlampen vorne, an den Seiten des Fahrzeugs (vordere und hintere Ecke) und 
hinten ausgerüstet werden sollen, um „die Verkehrssicherheit und hohe Sichtbarkeit bei 
starkem Verkehr sicherzustellen“ (Abschnitt 4.2.5.2). Diese Leuchten sind in der bisherigen 
Fassung der StVZO nicht zulässig und gehören mit aufgenommen. 
 
Weiterhin ist zu betrachten, dass es sich bei mit blauem Blinklicht ausgestatteten Fahrzeugen 
im Regelfall um Arbeitsplätze handelt. Die Vorgaben der Arbeitsschutz-Rahmenrichtlinie 
(89/391/EWG) sowie Arbeitsschutzprinzipien und -erkenntnisse aus z.B. der 
Arbeitsstättenverordnung sind ebenfalls zu beachten. Auch aus dieser Perspektive ist eine 
„sichere“ Ausgestaltung des Arbeitsmittels „Einsatzfahrzeug“ notwendig, um den Beschäftigten 
eine risikoarme Tätigkeit im öffentlichen Straßenverkehr zu ermöglichen.  
 
Bei der sicheren Gestaltung von Fahrzeugen ist vor allem auch der Stand der Technik zu 
berücksichtigen. Die Anforderungen der aktuellen StVZO bleiben hinter diesem zurück und 
verhindern, dass ein Arbeitgeber seinen Verpflichtungen bei der Auswahl von Arbeitsmitteln 
gemäß Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) und der Richtlinie über Mindestvorschriften 
für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei der Benutzung von Arbeitsmitteln 
(2009/104/EG., u.a. Anhang I, Abs. 2.11), nachkommen kann. 
 
Im Rahmen der fünfundfünfzigsten Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung wurde 
der § 52 StVZO auf Wunsch der Länder geändert. Diese Änderungen führten zu massiven 
Problemen in der Zulassung von Einsatzfahrzeugen mit blauem Blinklicht, insbesondere in einer 
betriebssicheren Ausgestaltung. 
 
Wir möchten zunächst in erster Priorität vorschlagen, dass die alten Formulierungen im jetzt 
neuen § 58 StVZO wieder zum Einsatz kommen.  
 
Als Begründung für die aktuelle Einschränkung der Blaulichtmenge wurde als Begründung der 
Begriff der „Übersignalisierung“ bei einer unbegrenzten Menge an Blaulichtern neu angeführt. 
Auf mehrfache Nachfrage hin konnte dieser Begriff nicht konkretisiert werden, er findet sich 
auch nicht in der einschlägigen Literatur. Es gibt daher keinen nachvollziehbaren Nachweis, der 
zu dieser Änderung geführt hat, dementsprechend ist die Änderung zurückzunehmen. 
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Es verfestigt sich der Eindruck, dass die negativ assoziierten Begriffe „Übersignalisierung, 
Blendung, Irritation anderer Verkehrsteilnehmer“ in Verbindung mit Einsatzfahrzeugen lediglich 
subjektiv besetzt sind.  
 
Dabei erfolgt die Ausstattung mit blauem Blinklicht aus legitimen Aspekten. Die Intention bei der 
Ausrüstung mit Einsatzfahrzeugen verfolgt zwei Ziele: 

1. Sicherheit für die Einsatzkräfte, Patienten und anderen Verkehrsteilnehmer 
2. Zügiges Erreichen des Fahrtzieles ohne Gefährdung Dritter 

Die Indikationen sind in §§ 35, 38 StVO klar geregelt, im Fall des Rettungsdienstes ergibt sich 
das Schutzziel aus Art. 2 Grundgesetz, also eines der höchsten Ansinnen des Staates. 
 
Sehr problematisch ist ferner, dass die Gedanken zur Nutzung von blauem Blinklicht und 
Einsatzhorn in StVO und StVZO mit der Realität im tagtäglichen Einsatz nicht übereinstimmen, 
was aus Sicht einer Hilfsorganisation den Kernbestandteil des aktuellen Konflikts darstellt. 
 
Der Anspruch aus der StVZO ist eine (minimale) Sichtbarkeit / Erkennbarkeit in einem 
willkürlich gewählten Winkel und Messverfahren – immer noch wie im Jahre 1970 lediglich mit 
einem Abstrahlwinkel von 270 Grad, gemessen in 20 Meter Abstand. Selbst wenn der 
offenkundige Fehler des 270 Grad Messwinkels für Einsatzfahrzeuge mit blauem Blinklicht 
behoben werden würde (wozu reichlich Zeit und Gelegenheit bestanden hätte), erfolgt die 
Anweisung des „freie Bahn zu schaffen“ aus § 38 Abs. 1 StVO ausschließlich aus der 
Kombination von blauem Blinklicht und dem ergänzenden Einsatzhorn. Aus Sicht des 
Verkehrsteilnehmers im Umkehrschluss erfolgt diese Pflicht also erst nach Wahrnehmung auch 
des Einsatzhorns. 
 
Dieser Gedankengang mag in den 1970er Jahren mit der dementsprechenden Fahrzeugtechnik 
noch funktioniert haben, heute durchdringt er nicht mehr. Nebst höheren 
Fahrgeschwindigkeiten, deutlich höherer Verkehrsdichte und zahlreichen 
Ablenkungsmöglichkeiten wie Smartphones etc. hat sich auch die Fahrzeugtechnik erheblich 
verändert. Während in den 1970er Jahren in Fahrzeugen ohne Klimaanlage oft mit geöffnetem 
Seiten- oder Dachfenster gefahren wurde, sind heute Fahrzeuge auch LKW mittlerweile 
schallisoliert. Bei geschlossenem Fenster sind Einsatzfahrzeuge akustisch nicht frühzeitig 
wahrnehmbar. Weiterhin bewegen sich akustische Warneinrichtungen (Einsatzhorn) immer in 
einem Grundkonflikt: Sie müssen eine gewisse Lautstärke aufweisen um mit (motorisierten) 
Verkehrsteilnehmern zu „kommunizieren“, dürfen dabei jedoch nicht zu laut für die Insassen des 
Einsatzfahrzeugs (Stichwort: Lärmschutz) sein – auch für Fußgänger und Radfahrer sowie 
natürlich unbeteiligte Anwohner ist ein angemessener, aber wirksamer Lärmpegel anzustreben. 
 
Es besteht daher der dringende Bedarf nach Warntechnik, die „wirksam“ ist. Dieses kann 
aufgrund der aufgeführten Limitierungen der Physik in erster Linie nur über die Lichttechnik 
stattfinden. Einsatzfahrzeuge benötigen daher viel Lichttechnik, um effektiv und frühzeitig von 
allen anderen Verkehrsteilnehmern wahrgenommen zu werden. 
 
Diese Notwendigkeit ist auch im Ausland bei Einsatzfahrzeugen deutlich zu erkennen: Die 
Ausstattung von Einsatzfahrzeugen in den Niederlanden oder in den skandinavischen Ländern 
kann hier als Beispiel angesehen werden. Berichte über die angebliche „Übersignalisierung, 
Blendung, Verkehrsirritation“ gibt es hier ebenfalls nicht. 
 
Dieser Bedarf aus der alltäglichen Praxis wird mit einer derzeit strengen 
Mengenreglementierung konterkariert, da hier von den falschen Grundvoraussetzungen 
ausgegangen wird.  
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Der Wunsch nach einer Mengenreglementierung von blauem Blinklicht seitens des Gesetzgebers 
ist grundsätzlich nachvollziehbar. In wenigen Einzelfällen sind Einsatzfahrzeuge bekannt, die mit 
einer nicht nachvollziehbaren Menge an Warneinrichtungen ausgerüstet sind. Ob diese wenigen 
Einzelfälle die Änderung die vorangegangene Änderung der StVZO rechtfertigen, sei 
dahingestellt. Um hier praktikable Regelungen zu erarbeiten, haben insbesondere der 
Deutschen Feuerwehrverband e.V. zusammen mit den kommunalen Spitzenverbänden5 und 
dem DIN e.V.6 mehrfach konkrete Vorschläge formuliert. 
 
Aus dem BMDV kam bereits eine Bestätigung, dass die geforderten Ausstattungsvarianten in 
Gesamtsumme je Einsatzfahrzeug zulässig sind, die Umsetzung fehlt jedoch im aktuellen 
Referentenentwurf.7 Im darauffolgenden konstruktiven Dialog zwischen NAGesuTech (früher 
NARK) im DIN e.V., Deutschen Feuerwehrverband e.V. und Björn-Steiger-Stiftung konnte mit 
den Ländern kein Konsens zur Geometrischen Sichtbarkeit erzielt werden. Einige der 
erarbeiteten Lösungen standen oder stehen im Widerspruch zur StVZO, beispielsweise 
gerichtete Kennleuchten quer zur Fahrtrichtung.  
 
Mit dem folgenden Formulierungsvorschlag wird eine Anpassung des § 58 StVZO (neue 
Fassung) angeregt. Dieser definiert eine klare Bandbreite von notwendigen und zulässigen 
optischen Warneinrichtungen. Damit erfüllen wir unterschiedliche Anforderungsbedürfnisse von 
Einsatzfahrzeugen mit unterschiedlichen Fahr- und Einsatzprofilen bei variablen Kostenrahmen. 
 
Die Menge basiert auf praktischen Erfahrungen von Feuerwehren und Rettungsdiensten aus 
bundesweit Millionen von Einsatzfahrten jedes Jahr, die aus dieser Sicht als „bewährt“ gelten, 
im Rahmen der vorgegebenen Möglichkeiten. 
 
Formulierungsvorschlag 
 
§ 58 
Warnleuchten, zusätzliche Scheinwerfer und Leuchten 
(1) Mit einer oder, wenn die horizontale und vertikale Sichtbarkeit (geometrische Sichtbarkeit) 
es für die Rundumwirkung (360°) erfordert, mehreren Warnleuchten8 für blaues 
Blinklicht dürfen ausgerüstet sein: 

1. Kraftfahrzeuge sowie Anhänger, die dem Vollzugsdienst der Polizei, der Militärpolizei, der 
Bundespolizei, des Zolldienstes, des Bundesamtes für Logistik und Mobilität oder der 
Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung dienen, insbesondere Kommando-, Streifen-, 
Mannschaftstransport-, Verkehrsunfall-, Mordkommissionsfahrzeuge, 

2. Einsatz- und Kommando-Kraftfahrzeuge sowie Anhänger der Feuerwehren und der 
anderen Einheiten und Einrichtungen des Zivil- und Katastrophenschutzes und des 
Rettungsdienstes, falls sie als solche außen deutlich sichtbar gekennzeichnet sind, 

3. Kraftfahrzeuge, die nach dem Fahrzeugschein als Unfallhilfswagen öffentlicher 
Verkehrsbetriebe mit spurgeführten Fahrzeugen, einschließlich Oberleitungsomnibussen, 
anerkannt sind, falls sie als solche außen deutlich sichtbar gekennzeichnet sind und 

4. Kraftfahrzeuge des Rettungsdienstes, die für Krankentransport oder Notfallrettung 
besonders eingerichtet und nach dem Fahrzeugschein als Krankenkraftwagen anerkannt 
sind, falls sie als solche außen deutlich sichtbar gekennzeichnet sind. 

 

                                              
5 Schreiben vom 02.11.2021 an Dr. Güntner, 51.01/pix (DFV) 66.05.90 D/ 37.05.71 D (DST) 
6 Schreiben vom 21.01.2021 an Dr. Güntner, 2022-01-21 mns 
7 Aktenzeichen StV 22/7341.30/ zu 3604902 vom 22.02.2022 
8 Die Warnleuchten bestehen aus T- oder HT-Leuchten nach ECE R65. Diese können mit zusätzlichen 
integrierten Komponenten ergänzt werden, sofern die Vorgaben der ECE R65 weiter eingehalten werden 
(insbesondere zulässige Lichtstärke) 
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Ergänzend zu den Warnleuchten für blaues Blinklicht dürfen fluoreszierende und 
retroreflektierende Farben9 verwendet werden. 
 
Je ein Paar Warnleuchten für blaues Blinklicht mit einer Hauptabstrahlrichtung nach vorne 
oder nach hinten sind an Kraftfahrzeugen nach Satz 1 zulässig, jedoch bei mehrspurigen 
Fahrzeugen nur in Verbindung mit Warnleuchten für blaues Blinklicht. 
 
Zusätzliche Warnleuchten oder ein voneinander abhängiges Leuchtensystem10 für blaues 
Blinklicht der Kategorie HT vorne oder11 hinten sind an mehrspurigen Kraftfahrzeugen nach 
Satz 1 sind zulässig. Die Anbauhöhe soll mindestens 350 mm bei Fahrzeugen der Kategorie 
M1/N1 und bei hiervon abgeleiteten Fahrzeugen mit besonderer Zweckbestimmung und 
mindestens 500 mm bei allen anderen Fahrzeugen, betragen. 
 
Zusätzliche Warnleuchten für blaues Blinklicht mit einer Hauptabstrahlrichtung nach TA 
Nummer 13a (Blitzlicht-Scheinwerfer) zentral über der Windschutzscheibe oder paarweise 
symmetrisch zur Fahrzeuglängsmittelebene oberhalb der Windschutzscheibe angebracht und 
zur Verwendung auf Schnellstraßen mit getrennten Richtungsfahrbahnen sind an mehrspurigen 
Kraftfahrzeugen nach Satz 1 zulässig 
 
Zusätzliche Warnleuchten für blaues Blinklicht der Kategorie X5 mit einer Hauptabstrahlrichtung 
zur Seite sind an mehrspurigen Kraftfahrzeugen nach Satz 1 mit einer Länge von mehr als 6 
Metern sind zulässig. Ein Mindestabstand von 3 m zu Fahrzeugvorder- bzw. -hinterkante ist 
einzuhalten. Die Anbauhöhe muss mindestens 2500 mm betragen. Wiederholungen sind 
zulässig, wenn ein Mindestabstand von 3 m zwischen den Warnleuchten gegeben ist.12  
 
Zusätzliche ausfahrbare Warnleuchten für blaues Blinklicht an Masten (z.B. Lichtmast) zur 
Kennzeichnung einer Einsatzstelle sind zulässig. Die elektrische Schaltung ist so auszuführen, 
dass diese nur im Stand und bei ausgefahrenem Mast in Betrieb gesetzt werden können. 
 
Zusätzliche Warnleuchten für blaues Blinklicht der Kategorie HT oder der Kategorie T sind zur 
Sicherstellung der 360 ° Rundumsichtbarkeit an Anbauteilen, die über die Fahrzeugfront 
hinausragen (z.B. Drehleiterkörbe, Teleskopmasten), zulässig. Nach hinten wirkende 
Warnleuchten dürfen bei Kolonnenfahrten vorrübergehend abgeschaltet werden (dies gilt nicht 
für das letzte Fahrzeug der Kolonne). 
 
[…] 
 
(4) Die Ausrüstung mit den folgenden Scheinwerfern und Leuchten ist zulässig für: 
 
[…] 
 

3. Mehrspurige Fahrzeuge dürfen mit einer oder mehreren Leuchten zur Beleuchtung von 
Arbeitsgeräten und Arbeitsstellen (Arbeitsscheinwerfer) ausgerüstet sein. 
Arbeitsscheinwerfer dürfen nicht während der Fahrt benutzt werden. An Fahrzeugen, die 
dem Bau, der Unterhaltung oder der Reinigung von Straßen oder Anlagen im 

                                              
9 Hierzu zählen auch Farben und Folien, die lediglich in Anlehnung der Vorgaben der ECE R104 
entsprechen. Die Gleichwertigkeit wird durch den aaS bei der Abnahme bewertet. Auch Folien bspw. nach 
französischen TPESC B Vorgaben fallen hierunter 
10 Ein „voneinander abhängiges Leuchtensystem“ ist im Sinne dieser Anforderungen eine Anordnung von 
zwei oder mehreren voneinander abhängigen Leuchten, die die gleiche Funktion erfüllen und eine 
gemeinsame Genehmigung haben. 
11 Anmerkung: „oder“ schließt „und“ ein 
12 nach UN-Regelung Nummer 65 
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Straßenraum, der Müllabfuhr dienen oder Fahrzeuge die mit Warnleuchten für blaues 
Blinklicht nach Absatz 1 ausgerüstet sind, dürfen Arbeitsscheinwerfer abweichend von 
Satz 2 auch während der Fahrt eingeschaltet sein, wenn die Fahrt zum Arbeitsvorgang 
gehört. Arbeitsscheinwerfer dürfen nur dann eingeschaltet werden, wenn sie andere 
Verkehrsteilnehmer nicht blenden. 

 
[…] 
 

6. Kraftfahrzeuge nach Absatz 1 Nummer 4 dürfen mit fluoreszierende oder 
retroreflektierende Farben ausgerüstet sein.  
(Anmerkung: Für alle Fahrzeuge nach Abs. 1, nicht nur Nummer 4) 
 

7. Kraftfahrzeuge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 dürfen zusätzlich zu 
Warnleuchten für blaues Blinklicht – Rundumlicht – und Warnleuchten für blaues 
Blinklicht mit einer Hauptabstrahlrichtung nach vorne sowie den weiteren 
Ergänzungsmöglichkeiten mit einem Heckwarnsystem bestehend aus höchstens drei 
Paar horizontal nach hinten wirkenden Leuchten für gelbes Blinklicht ausgerüstet sein. 
Die Warnleuchten für gelbes Blinklicht mit einer Hauptabstrahlrichtung müssen nach der 
Kategorie X der in Anlage 1 zu dieser Vorschrift genannten Bestimmungen 
bauartgenehmigt sein, synchron blinken und im oberen Bereich des Fahrzeughecks 
symmetrisch zur Fahrzeuglängsachse angebracht werden. Die Bezugsachse der 
Leuchten muss parallel zur Standfläche des Fahrzeugs auf der Fahrbahn verlaufen. Das 
Heckwarnsystem muss unabhängig von der übrigen Fahrzeugbeleuchtung eingeschaltet 
werden können und darf nur im Stand oder bei Schrittgeschwindigkeit betrieben werden. 
Der Betrieb des Heckwarnsystems ist durch eine Kontrollleuchte im Fahrerhaus 
anzuzeigen. Es ist ein deutlich sichtbarer Hinweis anzubringen, dass das 
Heckwarnsystem nur zur Absicherung der Einsatzstelle verwendet werden und das 
Einschalten nur im Stand oder bei Schrittgeschwindigkeit erfolgen darf. Der Hinweis 
kann entfallen, wenn durch eine technische Schaltung ein Fehlbetrieb ausgeschlossen 
werden kann. 

 
[…] 
 

10. Einsatzleitfahrzeuge der Feuerwehren, des Zivil- und Katastrophenschutzes sowie des 
Rettungsdienstes dürfen zusätzlich mit einer roten Warnleuchte nach UN-Regelung 
Nummer 65 der Kategorie T versehen sein. Eine Nutzung ist ausschließlich in einer 
Parksituation zulässig. 
 

11. Fahrzeuge nach Abs. 1 dürfen mit zusätzlichen Fahrtrichtungsanzeigern (nach vorne und 
nach hinten wirkend) ausgerüstet sein. 

 
 
Die vorgebrachten Vorschläge umfassen neben den Erarbeitungen zur geometrischen 
Sichtbarkeiten vor allem die zeitgemäßen Anpassungen um  
 

- Einsatzfahrzeuge verfügen oft über Arbeitsscheinwerfer13, die als 
Umfeldbeleuchtung vorgesehen sind. Diese sollen und müssen auch zur Auffindung 
von Einsatzstellen, z.B. zur Hausnummernsuche nutzbar sein. Suchscheinwerfer nach 
§ 58 Abs. 4 Nr. 8 sind hierfür nicht praktikabel (Blendung im Fahrerhaus, 

                                              
13 Beispiel: Ausnahmegenehmigung Bayerisches Staatsministerium für Inneres und Verkehr vom 
04.07.2016, AZ: IC1-0272.07-14 
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verstellbare / fernbedienbare Lösungen sind zu langsam), zudem ist die Stückzahl auf 
1 limitiert. 

- Rückwärtige Arbeitsscheinwerfer14 können als zusätzliche Rückfahrscheinwerfer 
genutzt werden 

- Klarstellung, dass auch alle Fahrzeuge nach § 58 Abs. 1 mit fluoreszierenden und 
retroreflektierenden Materialien ausgerüstet werden dürfen. Hierfür sind bisher 16 
unterschiedliche Ausnahmegenehmigungen der Länder erforderlich.  

- Aufnahme der Zulässigkeit der Nutzung von Warnblinkanlagen in Einsatzsituationen, 
um den anderen Verkehrsteilnehmern die besondere Gefahr anzuzeigen, die das 
Einsatzfahrzeug im Augenblick für die anderen Verkehrsteilnehmer darstellt 

- Es besteht die Notwendigkeit für grüne und rote Kennleuchten in Parksituationen an 
insbesondere größeren Einsatzstellen für besondere Funktionen (länderspezifisch 
unterschiedlich: Einsatzleitung Feuerwehr, Einsatzleitung Rettungsdienst, 
Atemschutzüberwachung etc.) zur einfachen Erkennbarkeit durch Einsatzkräfte zu 
nutzen. Eine Nutzbarkeit während der Fahrt kann jedoch ausgeschlossen werden. 

- Ergänzende Fahrtrichtungsanzeiger (oben angebaut), nach vorne und nach hinten 
wirkend können die Sicherheit erhöhen, in dem das Einsatzfahrzeug seine 
gewünschte Fahrtrichtung besser und eindeutiger kommunizieren kann. 

- Von außen sichtbare, ggf beleuchtete Schilder (ähnlich Signalgeber), beispielsweise 
für Funkrufnamen oder Sonderfunktionen. Dieses kann die Leuchte nach § 58 Abs. 4 
Nr. 1 ersetzen. 

- In § 58 Abs. 4 ist die Anerkennung im Fahrzeugschein als Krankenkraftwagen 
gefordert. Dieser Begriff bezieht sich noch auf die alte, nationale Zulassungsart „SO. 
KFZ Krankenkraftwagen“. Diese Zulassungsart wird ersetzt15 durch die europäische 
Zulassungsklasse „M1 SC“. Es ist unklar, ob hier eine begriffliche Anpassung 
erforderlich ist. 

- Aus unserer Sicht ist die Notwendigkeit des „Arztschildes“ in § 58 Abs. 4 Nr. 2 
unklar. Dieser Passus könnte gestrichen werden, da keine Erwähnung in §§ 35, 38 
StVO erfolgt. 

 
 
Perspektive 
Notwendig und auch überfällig ist die Erstellung von wissenschaftlichen Grundlagen für 
Einsatzfahrzeuge, dazu gehören: 

- Lichttechnik mit Farben – ist blau wirklich die einzige mögliche Lichtfarbe? 
- Prüfung blinkender Zusatzscheinwerfer mit Fernwirkung, wie beispielsweise in 

Skandinavien seit Jahrzehnten verbreitet 
- Betrachtung von Nah- und Fernwirkungsbereichen 
- Situationsbetrachtung von Kreuzungsbereichen, vorausfahrende Verkehrsteilnehmer, 

hinterherfahrende Verkehrsteilnehmer 
- Betrachtung Fahr- und Standbetrieb, ggf. auch teilweise Beleuchtung (z.B. 

ausschließlich rückwärtige Absicherung bei Einsatz auf Straßen mit 
Richtungsfahrbahnen) 

- Tag- und Nachtbetrieb (in der ECE R65 bereits vorgesehen) 
- Akustische Warntechnik mit Frequenzen, Schallpegel, Wirksamkeit, Prüfung anderer 

Tonfolgen auf Wirksamkeit und Effektivität 
- Erkennbarkeit und Einheitlichkeit von Einsatzfahrzeugen mit u.a. reflektierenden und 

fluoreszierenden Farben 

                                              
14 Beispiel: Erlass des Hessischen Ministerium für Soziales und Integration vom 29.11.2022, AZ: V6A-
18r1100-0003/2007/009 
15 Siehe: 32. KBA-Bekanntmachung zur Fahrzeugsystematik (SV 1) 
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- Weitere Warntechnik für andere Verkehrsteilnehmer, z.B. aktive Anzeigen im 
Fahrzeugsystem anderer Verkehrsteilnehmer mit Hinweis auf herannahende 
Einsatzfahrzeuge 

- Prüfung von verkehrsbeeinflussenden Maßnahmen wie Etablierung einheitlicher 
Ampelvorrangschaltungen, hier gibt es bisher nur vereinzelt lokale Versuche 

- Klärung des Umgangs mit autonomen Fahrzeugen 
 
Die Betrachtung dieser Themen in Deutschland erfolgt fortwährend auf dem überwiegenden 
technischen Stand von 1970. 
 
Zur Erhöhung der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer gibt es perspektivisch jedoch noch 
mehrere Stellschrauben, die in einer Gesamtbetrachtung mit geprüft werden müssen. Dazu 
gehören neben möglichen Optimierungen in der Fahrschulausbildung über den Umgang mit 
Einsatzfahrzeugen auch öffentlichkeitswirksame Kampagnen, wie beispielsweise zum Thema 
Rettungsgassen bereits erfolgt. Jedoch darf auch die Qualifikationen der Mitarbeitenden nicht 
außer Acht gelassen werden. Es gibt derzeit keine verbindliche Erst- und 
Wiederholungsqualifizierungen – eine für das Fahrzeug gültige Fahrerlaubnis genügt formell 
auch für Einsatzfahrten. Sonderrechts-Fahrsimulatoren können, eingebunden in ein 
Gesamtqualifizierungssystem, hier Verbesserungen schaffen. Jegliche Ausbildungssysteme sind 
derzeit jedoch rein freiwillig und teilweise verbandsintern. Im Königreich Norwegen 
beispielsweise gibt es für Einsatzfahrerinnen und Einsatzfahrer ergänzende verbindliche 
Führerscheine (Code 160). Hier gilt es angemessen Lösungen zu erarbeiten. 
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